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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die
miindliche Verhandlung vom 9. Juli 1998 durch den Vorsitzenden
Richter Prof. Dr. Erdmann und die Richter Prof. Dr. Mees,

Dr. v. Ungern-Sternberg, Starck und Dr. Bornkamm

fiir Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 1. Zivilse-
nats des Saarldndischen Oberlandesgerichts vom 19. Marz 1997
unter Zurilickweisung des weitergehenden Rechtsmittels im Kosten-
punkt und im {ibrigen teilweise aufgehoben sowie insgesamt wie
folgt neu gefaBt:

Auf die Berufung der Klédgerin wird das Urteil der Kammer fiir
Handelssachen II des Landgerichts Saarbriicken vom 21. Mai 1996
teilweise abgedndert und wie folgt neu gefalBt:

Der Beklagten wird untersagt, im geschdftlichen Ver-
kehr zu Zwecken des Wettbewerbs in ihrer Werbung wie
in dem Inserat der Saarbriicker Zeitung vom 31. August
1995 zusammen mit dem AbschluB eines Telefonkarten-
vertrages — Freischaltung einer Telefonnetzkarte —
und abhdngig von diesem Vertrag ein Mobiltelefon/Han-
dy fiir 1 Pfennig anzubieten.

Fir jeden Fall der Zuwiderhandlung wird der Beklagten
ein Ordnungsgeld bis zur Hohe von 500.000 DM, ersatz-
weise Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis 2zu sechs
Monaten angedroht.

Im iibrigen wird die Klage abgewiesen.
Die weitergehende Berufung wird zuriickgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander aufgehoben.

Von Rechts wegen



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

Tatbestand:

Die Kldgerin ist die Zentrale zur Bekdmpfung unlauteren
Wettbewerbs. Die Beklagte betreibt einen Verbrauchermarkt
fir Artikel der Elektroindustrie. Am 31. August 1995 warb
sie in der Saarbriicker Zeitung mit einem als "Tiefpreisan-
zeige" liberschriebenen Inserat fiir eine Vielzahl von Produk-
ten. U.a. bot sie ein Mobiltelefon der Marke MOTOROLA zum
blickfangmdBig hervorgehobenen Preis von einem Pfennig an.
Durch einen Sternchenhinweis bei der Preisangabe wurde deut-
lich gemacht, daB dieser Preis nur in Verbindung mit der
Freischaltung einer "Mannesmann-D2-Netzkarte (Kartenver-
trag)" gelten solle. Der dieses Angebot betreffende Aus-
schnitt aus der in Rede stehenden Anzeige ist nachstehend

wiedergegeben:
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* Dieser Preis gilt nur in Verbindung mit der
Freischaltung einer Mannesmann-D2-
Netzkarte (Kartenvertrag).

Durch die Kartenaktivierung entstehen
foigende Gebihren:

Tarifgruppe D2 Fun
Grundpreis/Monat 49.90
Preis pro Minute:
Geschifts-/Freizeittarif 1.89/0.39

D2 zu D2

Geschéfts-/Freizeittarif 0.69/0.39

Ale Preme n DM rid. Mohrwartsimar: Genchuiftstar! Mo-Fr 8-18 Uy,
Fracatiard 0 der ibrigen Zakt sowie bundesweds Fesrtage.

MOTOROLA International 7200

D-Netz-Handy

ca. 10 Stunden Stand-By, ca. 1,5 Std. Geprachszeit,
Empfang von SMS-Kurzmeldungen, Halten und
Makeln, incl. Tischladestation, Standard-SIM-Karte




Die Kldgerin hat diese Anzeige als wettbewerbswidrig und
als VerstoB gegen die Zugabeverordnung beanstandet und bean-
tragt, die Beklagte unter Androhung von Ordnungsmitteln zu

verurteilen, es zu unterlassen,

im geschdftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs
in ihrer Werbung, insbesondere in der Art des Inse-
rats aus der Saarbriicker Zeitung vom 31. August
1995, zusammen mit dem AbschluB eines Telefonkarten-
vertrages - Freischaltung einer Telefonnetzkarte -
und abhdngig von diesem Vertrag ein Handy fiir

1 Pfennig anzubieten und/oder beim Verkauf so zu

verfahren.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Berufungs-
gericht hat die Beklagte antragsgemdfB verurteilt (NJWE-
WettbR 1997, 248).

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabwei-

sungsantrag weiter. Die Kldgerin beantragt, die Revision zu-

riickzuweisen.

Entscheidungsgriinde:

I. Das Berufungsgericht hat in der beanstandeten Werbung
die Ankiindigung einer unzuldssigen Zugabe gesehen. Im Ver-
hdltnis zum Kartenvertrag habe das zu einem Scheinentgelt
von einem Pfennig feilgebotene Mobiltelefon die Eigenschaft
einer Nebenware. Das Telefon diene auch nicht lediglich der

Optimierung der Hauptleistung. Da Telefonkartenvertrage und



Mobiltelefone ebenso hdufig isoliert vertrieben wiirden, sei
das Mobiltelefon auch nicht vom Hauptgeschdft umfafBt. Auch
die notwendige Verkniipfung von Hauptgeschdft und Zugabe sei
gegeben. Ohne Erfolg berufe sich die Beklagte demgegeniiber
darauf, daB sie Telefon und Karte auf zuldssige Weise mit
einem Gesamtpreis beworben habe; hiervon konne schon deswe-
gen keine Rede sein, weil der Erwerb des Telefons nicht
durch die im Rahmen des Kartenvertrags zu zahlenden Gebilihren
abgegolten, sondern - wie sich aus der Werbung deutlich er-
gebe - hierfilir ein eigener, wenngleich symbolischer Preis zu
zahlen sei. SchlieBlich stelle das Mobiltelefon nicht ledig-
lich eine handelsiibliche Nebenleistung i.S. des § 1 Abs. 2
lit. d ZugabevO dar.

II. Die gegen diese Beurteilung gerichteten Angriffe der
Revision haben teilweise Erfolg. Sie filhren insofern, als
der Klageantrag iber das Verbot der konkreten Verletzungs-
form hinausreicht, zur Wiederherstellung des die Klage ab-

weisenden landgerichtlichen Urteils.

1. In dem beanstandeten Verhalten der Beklagten liegt
entgegen der Ansicht des Berufungsgerichts kein Verstof3 ge-

gen das Zugabeverbot nach § 1 Abs. 1 ZugabeVO.

a) Das Berufungsgericht ist allerdings mit Recht davon
ausgegangen, daB fir das Vorliegen einer Zugabe i.S. von § 1
Abs. 1 ZugabeVO der Umstand ohne Bedeutung ist, daB der Kar-
tenvertrag mit dem "Service Provider" zustande kommen, das
Mobiltelefon dagegen von der Beklagten erworben werden soll-
te. Denn derjenige, der die Zugabe gewdhrt, muB nicht mit
dem Anbieter der Hauptleistung identisch sein (BGH, Urt. v.
7.12.1962 — I ZR 68/61, GRUR 1963, 322, 324 = WRP 1963, 140



- Mal- und Zeichenschule; Urt. v. 6.10.1992 - KZR 21/91,
GRUR 1993, 137, 141 — Zinssubvention).

b) Eine Zugabe liegt vor, wenn eine Leistung ohne beson-
dere Berechnung neben einer entgeltlich angebotenen Haupt-
ware gewdhrt wird, der Erwerb der Nebenleistung vom AbschluB
des Geschédfts iiber die Hauptware abhdngig ist und dabei in
der Weise ein innerer Zusammenhang besteht, daB die Neben-
leistung mit Riicksicht auf den Erwerb der Hauptware gewdhrt
wird und das Angebot wegen dieser Abhdngigkeit objektiv ge-
eignet ist, den Kunden in seiner EntschlieBung zum Erwerb
der Hauptware zu beeinflussen (st. Rspr.; vgl. BGH, Urt. v.
10.3.1994 - I ZR 166/92, GRUR 1994, 656, 657 = WRP 1994, 540
- Stofftragetasche; Urt. v. 25.9.1997 - I ZR 84/95, GRUR
1998, 500, 501 = WRP 1998, 388 - Skibindungsmontage). Eine
Zugabe kann danach immer nur eine von der Hauptware ver-
schiedene, zusadtzlich in Aussicht gestellte oder gewdhrte
Nebenleistung sein. Werden dagegen die beiden in Rede ste-
henden Waren oder Leistungen vom Verkehr als eine Einheit
angesehen, ist eine Zugabe begrifflich ausgeschlossen (vgl.
BGH, Urt. v. 7.3.1979 - I ZR 89/77, GRUR 1979, 482, 483 =
WRP 1979, 456 - Briefmarken-Auktion; Urt. v. 11.5.1989
- I ZR 132/87, GRUR 1989, 697, 698 = WRP 1989, 654 - Ver-
trauensgarantie; Urt. v. 28.4.1994 - I ZR 68/92, GRUR 1994,
743, 744 = WRP 1994, 610 - Zinsgiinstige Kfz-Finanzierung
durch Herstellerbank; BGH GRUR 1998, 500, 501 — Skibindungs-
montage; Baumbach/Hefermehl, Wettbewerbsrecht, 20. Aufl.,

§ 1 ZugabeVO Rdn. 2).

c) Das Berufungsgericht hat angenommen, das Angebot der
Beklagten stelle sich fiir den Verbraucher so dar, daB er bei

AbschlufBl des entgeltlichen Kartenvertrages als Hauptleistung



zu dem Scheinentgelt von 1 Pfennig eine wertvolle Nebenware
erhalte. Dabei hat das Berufungsgericht zwar zutreffend auf
die Verkehrsauffassung abgestellt, die wiederum durch die
Art und Weise beeinfluBt wird, wie das fragliche Angebot in
der Werbung prédsentiert wird. Es hat Jjedoch dabei zwei Ge-
sichtspunkten nicht geniigend Beachtung geschenkt, die nach
der Lebenserfahrung den Eindruck des Publikums ebenfalls
mafBgebend pradgen und im Streitfall zu einer anderen Bewer-

tung fihren.

Zum einen spricht die Funktionseinheit von Telefon und
Netzzugang dagegen, das eine als Hauptleistung und das ande-
re als Nebenware anzusehen. Auch wenn es mdglich ist, Mobil-
telefone ohne Kartenvertrag zu erwerben und Kartenvertriage
ohne gleichzeitigen Erwerb eines Mobiltelefons abzuschlie-
Ben, miissen doch die meisten Erwerber eines Mobiltelefons
einen Netzkartenvertrag abschliefBen, um das Telefon iiber-
haupt in der beabsichtigten Weise einsetzen zu konnen. Dies
hat in der Praxis dazu gefilhrt, daB in der Regel das eine
nicht ohne das andere angeboten wird. Unter diesen Umsté&nden
liegt die Annahme einer Gesamtleistung bestehend aus dem Mo-
biltelefon und dem fiir den Betrieb notwendigen Netzzugang
nahe.

Allerdings ist insofern die Verkehrsauffassung maBgeb-
lich, die wiederum durch das Geschdftsgebaren des Werbenden
beeinfluBt und bestimmt werden kann (vgl. BGH, Urt. v.
23.5.1991 - 1 ZR 172/89, GRUR 1991, 933, 934 = WRP 1991, 648
- One for Two; Urt. v. 29.4.1993 - I ZR 92/91, GRUR 1993,
774, 775 = WRP 1993, 758 - Hotelgutschein). Ohne Bedeutung
ist dabei die Aufspaltung in zwei Rechtsgeschédfte; denn mit

rechtlichen Erwdgungen h&dlt sich der Verkehr nicht auf. Das



Berufungsgericht hat sich davon leiten lassen, dall die Be-
klagte selbst durch ihr Werbeverhalten den Eindruck einer
Gesamtleistung zerstdrt habe. Die beanstandete Werbung, die
den Preis des Mobiltelefons gesondert herausstelle, stehe
der Annahme entgegen, der Verbraucher werde erkennen, dafB3 er
mit den Zahlungen auf den Netzkartenvertrag auch die Gegen-
leistung filir das Mobiltelefon erbringe. Doch wird auch durch
diese in der Werbung vorgenommene Aufspaltung die fir den
Verbraucher im Vordergrund stehende Funktionseinheit von Mo-

biltelefon und Netzzugang letztlich nicht in Frage gestellt.

MaBgebend hierfiir ist der zweite Gesichtspunkt, dem das
Berufungsgericht nicht das nétige Gewicht beigemessen hat:
Da dem Publikum geldufig ist, daB Mobiltelefone einen nicht
unerheblichen Wert haben und ein Kaufmann ein solches Gerat
nicht ohne weiteres verschenkt, erkennt es auch, daB der Er-
werb des Mobiltelefons letztlich mit den Gegenleistungen fi-
nanziert werden muBl, die im Rahmen des Netzkartenvertrags zu
erbringen sind. Dabei ist zu beriicksichtigen, daB der Ver-
kehr in der Werbung seit Jahren Angeboten begegnet, mit de-
nen flir den AbschluB eines Netzkartenvertrages bei gleich-
zeitigem Erwerb eines Mobiltelefons zu einem besonders giin-
stig erscheinenden Preis geworben wird. Die Fiille derartiger
Angebote macht dem Publikum deutlich, daB es nicht um das
Verteilen von Geschenken, sondern nur um einen Anreiz zum

AbschluB eines langfristigen Netzkartenvertrags geht.

2. In der beanstandeten Werbung liegt entgegen der Auf-
fassung der Revisionserwiderung auch kein {ibertriebenes An-
locken nach § 1 UWG.



Handelt es sich bei dem mit dem Abschluf3 eines Netzkar-
tenvertrages gekoppelten Erwerb eines Mobiltelefons aus der
Sicht des Verkehrs ungeachtet der Gestaltung der beanstande-
ten Werbeanzeige um ein Gesamtangebot, kann in der Ankiindi-
gung eines besonders glinstigen Preises fiir einen Teil der zu
erbringenden Gesamtleistung kein unsachliches Mittel er-
blickt werden. Denn die Werbung mit der fast kostenlosen
oder besonders glinstigen Abgabe des Mobiltelefons stellt
sich als ein legitimer Hinweis auf den giinstigen, durch ver-
schiedene Bestandteile gepradgten Preis der angebotenen Ge-
samtleistung und damit als ein Hinweis auf die eigene Lei-
stungsfdhigkeit dar. Die Anlockwirkung, die von einem at-
traktiven Angebot ausgeht, ist nicht wettbewerbswidrig, son-
dern gewollte Folge des Leistungswettbewerbs (BGH GRUR 1994,
743, 744 - Zinsgiinstige Kfz-Finanzierung durch Hersteller-
bank; BGH GRUR 1998, 500, 501 - Skibindungsmontage).

Dem kann nicht mit Erfolg entgegengehalten werden, die
Beklagte stelle mit dem Angebot eines fast kostenlosen Mo-
biltelefons nicht ihre Leistungsfdhigkeit unter Beweis, son-
dern verschleiere nur den Umstand, daBl im Rahmen der Netz-
kartenvertrdge iiberhohte Entgelte verlangt wiirden. Ist die
Beklagte, die keinen unmittelbaren EinflufB auf die Tarife
der "Service Provider" hat, verstdrktem Wettbewerb ausge-
setzt, kann sie lediglich durch eine Herabsetzung des Prei-
ses fir das Mobiltelefon reagieren, nicht dagegen durch eine
Anderung der Tarifstruktur bei den Netzkartenvertrdgen. Wer-
den ihr auf der anderen Seite fiir jede Vermittlung eines
Netzkartenvertrages hohe Provisionen gezahlt, so kann sie
mit Hilfe dieser Provisionen die Anschaffung des Mobiltele-
fons "subventionieren". Wirde der Beklagten die unentgeltli-

che oder fast unentgeltliche Abgabe von Mobiltelefonen un-
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tersagt, wirde mit Hilfe des § 1 UWG in diesen Marktmecha-
nismus, dem durchaus verniinftige wirtschaftliche Erwdgungen

zugrunde liegen, eingegriffen.

Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits ist allerdings
nicht nur die nahezu kostenlose, mit dem AbschluB eines Kar-
tenvertrags gekoppelte Abgabe von Mobiltelefonen, sondern
auch die beanstandete Werbung. Fehlt aber bei der Abgabe von
Mobiltelefonen zum Preis von 1 Pfennig der wettbewerbswidri-
ge Anlockeffekt, weil es sich nicht um eine leistungsfremde
Vergiinstigung handelt, so kann es der Beklagten nicht ver-
sagt werden, ein solches Marktverhalten auch werbend heraus-
zustellen.

3. Das Berufungsgericht hat — von seinem Standpunkt aus
folgerichtig — ungepriift gelassen, ob die fragliche Werbung
hinsichtlich der Darstellung der Preise gegen das Irrefiih-
rungsverbot oder gegen die Gebote der Preisangabenverordnung
verstoBt. Diese Frage kann der Senat aufgrund des unstreiti-
gen Sachverhalts selbst beantworten, ohne daB es weiterer
tatsdchlicher Feststellungen bedarf.

a) Entgegen der Auffassung der Revision ist das Unter-
lassungsbegehren der Kldgerin nicht allein darauf gerichtet,
der Beklagten die Werbung fiir Mobiltelefone zum Preis von
1 Pfennig schlechthin zu untersagen. Der Antrag bezieht
vielmehr die konkrete, von der Kldgerin angegriffene Werbe-
anzeige ein ("... in ihrer Werbung, insbesondere in der Art
des Inserats aus der Saarbriicker Zeitung ...") und macht da-
mit deutlich, daB der Beklagten — falls dem umfassenden Be-
gehren nicht stattgegeben werden kann - jedenfalls das kon-

kret beanstandete Verhalten untersagt werden soll (vgl. zu
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solchen Unterlassungsantrdgen BGH, Urt. v. 25.4.1991

— I ZR 134/90, GRUR 1991, 772, 773 - Anzeigenrubrik I; Urt.
v. 20.6.1996 — I ZR 113/94, GRUR 1996, 793, 795 = WRP 1996,
1027 — Fertiglesebrillen; Urt. v. 20.3.1997 — I ZR 241/94,
GRUR 1997, 672, 673 = WRP 1997, 727 - Sonderpostenhdndler;
Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Anspriiche, 7. Aufl.,

Kap. 51 Rdn. 36 ff.).

Zutreffend weist die Revisionserwiderung darauf hin, daf3
die Klagerin ihr Klagevorbringen u.a. auch darauf gestiitzt
hat, daB in der beanstandeten Werbung nicht auf die Mindest-
laufzeit von zw6lf Monaten hingewiesen worden ist und daf
insofern der Verkehr irregefiihrt werde (GA I 35, I 52/53,

IT 161/162). Damit hat die Kldgerin deutlich gemacht, daB
sie die beanstandete Anzeige auch unter dem Gesichtspunkt
unvollstédndiger Angaben iiber die Konditionen des Netzkarten-

vertrags angreifen mochte.

b) Nicht zu beanstanden ist allerdings, daB die Beklagte
die filir eine Zusammenrechnung geeigneten Preisbestandteile
des aus einem Mobiltelefon und dem Netzzugang bestehenden
Gesamtangebots nicht zu einem Endpreis zusammengefafit hat
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 PAngV; vgl. Senatsurteil vom heutigen Ta-
ge — I ZR 7/97, Umdruck S. 7 f. — Handy-Endpreis, zur Verof-

fentlichung bestimmt).

c) Auch wenn ein gemeinsamer Endpreis nicht gebildet
werden kann, ist die — mit Preisen werbende - Beklagte nach
§ 3 UWG sowie nach § 1 Abs. 2 und 6 PAngV verpflichtet, die
fir den Verbraucher mit dem AbschluB eines Netzkartenver-
trags verbundenen Kosten hinreichend deutlich kenntlich zu

machen. Die Beklagte stellt in ihrer Werbung blickfangmédBig



heraus, daB ein Teil des einheitlichen, aus Mobiltelefon und
Netzzugang bestehenden Angebots zum Preis von 1 Pfennig ab-
gegeben wird. Eine solche Angabe ist jedoch unvollstédndig,
wenn nicht gleichzeitig die Preisbestandteile, die auf den
Netzkartenvertrag entfallen und mit denen das besonders gin-
stige Angebot fiir das Mobiltelefon - unmittelbar oder mit-
telbar iber die vom "Service Provider" gezahlte Provision -
finanziert wird, in der Werbung so dargestellt werden, daB
sie dem blickfangmdBig herausgestellten Preis filir das Mobil-
telefon eindeutig zugeordnet sowie leicht erkennbar und

deutlich lesbar sind.

Diese Verpflichtung ergibt sich zum einen aus dem Irre-
fihrungsverbot des § 3 UWG. Zwar trifft den Werbenden keine
allgemeine Aufklarungspflicht; denn der Verkehr erwartet
nicht ohne weiteres die Offenlegung aller - auch der weniger
vorteilhaften - Eigenschaften einer Ware oder Leistung (vgl.
BGH GRUR 1996, 793, 795 — Fertiglesebrillen, m.w.N.). Wird
aber bei einer Koppelung zweier Angebote mit der besonderen
Preiswiirdigkeit des einen Angebots geworben, darf der Preis
des anderen Angebots nicht verschwiegen werden oder in der
Darstellung untergehen, weil damit ein unzutreffender Ein-
druck iUber die Preiswiirdigkeit des gekoppelten Angebots ver-

mittelt wiirde.

Die Verpflichtung zur Angabe der anderen Preisbestand-
teile ergibt sich aber auch aus § 1 Abs. 2 PAngV, und zwar
- soweit es um die Angabe der Mindestlaufzeit geht — i.V.
mit § 1 Abs. 6 Satz 1 PAngV. § 1 Abs. 2 PAngV bezieht sich
auf die Angabe von Verrechnungssdtzen bei Leistungen und da-
mit auf die Angabe von Preisbestandteilen, die sich zur Bil-
dung eines Endpreises nach § 1 Abs. 1 Satz 1 PAngV nicht
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eignen, weil der Leistungsumfang im einzelnen noch nicht
feststeht (vgl. Kohler/Piper, UWG, § 1 PAngV Rdn. 49). Auch
insoweit gilt, daB der Kaufmann - wenn er unter Angabe von
Preisen wirbt — grunds&dtzlich vollstdndige Angaben zu machen

gehalten ist.

d) Fir die Frage, in welcher Weise auf die im Rahmen des
Netzkartenvertrages geschuldeten Entgelte hinzuweisen ist,
ist auf die Grundsadtze des § 1 Abs. 6 Satz 2 PAngV zuriickzu-
greifen. Danach ist es notwendig, dafB die Angaben iiber die
Kosten des Netzzugangs radumlich eindeutig dem blickfangmidBig
herausgestellten Preis fiir das Mobiltelefon zugeordnet sind.
Dies kann auch durch einen klaren und unmiBverstadndlichen
Sternchenhinweis geschehen, wenn dadurch die Zuordnung der
Angaben zu dem herausgestellten Preis fiir das Mobiltelefon
gewahrt bleibt (vgl. BGH, Urt. v. 23.6.1983 — I ZR 109/81,
GRUR 1983, 661, 663 = WRP 1983, 559 — Sie sparen 4.000 DM;
Urt. v. 22.2.1990 — I ZR 146/88, GRUR 1990, 1027, 1028 = WRP
1990, 818 — incl. MwSt. I). Die Angaben miissen gut lesbar
und grundsédtzlich vollstadndig sein. Insbesondere der Hinweis
auf die nicht verbrauchsabhdngigen festen Entgelte (einmali-
ge Zahlungen, Mindestums&dtze, monatliche Grundgebiihren) so-
wie die Mindestlaufzeit darf in der Fiille anderer Informa-
tionen nicht untergehen. Dabei ist einerseits zu beriicksich-
tigen, daB die "Service Provider" grundsdtzlich keiner Ver-
pflichtung unterliegen, ihr Tarifsystem einfach und iber-
sichtlich zu gestalten. Es kann daher nicht in jedem Fall
eine vollstdndige Auflistung sd@mtlicher Inlands- und Aus-
landstarife verlangt werden. Verwendet der "Service Provi-

der" ein stark differenzierendes Tarifsystem, muB es dem
Werbenden auch im Interesse der Wahrnehmbarkeit und {ber-

sichtlichkeit der wesentlichen Informationen und damit im



Interesse der Preisklarheit freistehen, die verbrauchsabh&n-
gigen (variablen) Preise durch Hinweis auf die Vergiitungs-

sdtze vereinfacht darzustellen. Dabei kann es bei einem kom-
plexen Tarifsystem geniigen, die Grenzen aufzuzeigen, in de-

nen sich die Gebihren bewegen (z.B. "von ... bis ..." oder
"max. ..."; vgl. zur Angabe von Preismargen VOlker, Preisan-
gabenrecht, § 1 PAngV Rdn. 40; Koéhler/Piper aa0 § 1 PAngV
Rdn. 23 m.w.N.). Andererseits diirfen Informationen, die fiir
die Einschdtzung der mit dem Netzkartenvertrag einhergehen-
den wirtschaftlichen Belastungen von Bedeutung sind, auf
keinen Fall fehlen; hierzu z&dhlen insbesondere die Mindest-

laufzeit, einmalige AnschlulBlgebiihren und Mindestumsé&tze.

e) Die beanstandete Werbung erweist sich danach nicht in
allen Punkten als unbedenklich. Allerdings sind die Angaben
iber den erforderlichen AbschluB des Netzkartenvertrages so-
wie iber die damit verbundenen Kosten gut lesbar in einem
Kasten wiedergegeben, der dem blickfangmdBig herausgestell-
ten Angebot eines Mobiltelefons zum Preis von 1 Pfennig klar
zugeordnet ist. Auch die abgebildete Telefonkarte deutet auf
die notwendige Verbindung der beiden Geschdfte hin. DaB bei
Abschluf3 des Kartenvertrags eine feste Geblihr — auf die hin-
zuweisen wdre - entsteht, ist nicht festgestellt und 1l&Bt
sich auch dem unstreitigen Parteivorbringen nicht entnehmen.
Es fehlt jedoch ein Hinweis auf die — hier unstreitig zwélf
Monate betragende - Mindestlaufzeit des Kartenvertrages. Die
Verpflichtung zur Angabe von Verrechnungssédtzen nach § 1
Abs. 2 PAngV schlieBt naturgemadfB die Einheit ein, fiir die
der jeweilige Verrechnungssatz gefordert wird (hier: "Grund-
preis/Monat: 49,90"); diese Angabe ist aber unvollstindig
und entspricht nicht dem Gebot der Preisklarheit und Preis-
wahrheit (§ 1 Abs. 6 Satz 1 PAngV), wenn eine bestimmte Zahl



von Mindesteinheiten in Rechnung gestellt wird. Der Verbrau-
cher ist auf diese Angabe angewiesen, wenn er die mit dem
Vertragsabschlu3 verbundene wirtschaftliche Belastung in ih-

rer Gesamtheit beurteilen méchte.

4. Die Kl&dgerin kann die Unterlassung des in der bean-
standeten Anzeige enthaltenen WettbewerbsverstoBes beanspru-
chen (§ 13 Abs. 2 Nr. 2, §§ 3, 1 UWG i.V. mit § 1 Abs. 2 und
6 PAngV). Die Annahme, daB das beanstandete Verhalten geeig-
net sei, den Wettbewerb wesentlich zu beeintrdchtigen, 1l&aBt
keinen Rechtsfehler erkennen. Die Revision erhebt insofern

auch keine Riigen.

III. Danach kann das angefochtene Urteil nur insoweit
aufrechterhalten werden, als es um das Verbot der konkreten
Verletzungsform geht. Mit dem weitergehenden Antrag ist die

Klage dagegen abzuweisen.



Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 1, § 97
Abs. 1 ZPO.

Erdmann Mees v. Ungern-Sternberg

Starck Bornkamm



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES URTEIL

	2

	3


	MOTOROLA International 7200 D-Netz-Handy

	ca. 10 Stunden Stand-By, ca. 1,5 Std. Geprächszeit, Empfang von SMS-Kurzmeldungen, Halten und Makeln, incl. Tischladestation, Standard-SIM-Karte

	5

	6

	7

	8

	9

	10

	11

	12

	13

	14

	15

	16





